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Kolumne

Wenn der Henker aus Sitten kommt
Der Kanton arbeitet an einer neuen 
Verfassung, während die Verfassung 
grosser Teile des Kantons immer 
schlechter wird. Besonders betro"en 
ist das Oberwallis mit seinen ein-
maligen Bergregionen.

Für diese kommt, was sich schon seit 
Staatsrat Jean-Michel Cina abzeichnet, 
der Henker aus Sitten. Weil die Unter-
walliser, die französischsprachigen 
Che#eamten der Departemente allen 
voran, das Oberwallis kaum noch 
kennen, bereitet der Staatsrat Erlasse 
vor, über die man nur noch den Kopf 
schütteln kann.

Auf der einen Seite wird die Attraktivi-
tät und die Schönheit der Walliser 
Bergregion mit ihren weltweit bewun-
derten Gemeinden gelobt. Valais/
Wallis Promotion erhält jedes Jahr 
mehr Millionen vom Steuerzahler, um 
diese Landschaft zu bewerben.

Anderseits will der Staatsrat vielen 
Berggemeinden Lasten au#ürden, an 
denen sie nur zugrunde gehen können: 
Bestes Beispiel ist die Strassenverbin-
dung zwischen Turtmann, Eischoll 
und Unterbäch, die traumhafte Blicke 
ins Mittel- und Unterwallis wie ins 
Oberwallis gewährt. Künftig sollen 
diese Gemeinden den Strassenunter-
halt selbst %nanzieren. Das wird 
Millionen kosten, die den Gemeinden 
jeglichen Spielraum für die eigene 
Entwicklung nehmen. Der Kanton will 
sich mit einer Busszahlung davon-
schleichen.

Diese wunderbare Hochstrasse, die 
aus den Schattenbergen eine Attrak-
tion macht, kenne ich seit fünfzig 
Jahren. Zuerst Visp–Unterbäch, dann 
Turtmann, Eischoll, Unterbäch.

Sie durchzieht den schönsten Teil des 
Oberwallis. Sie ist die Grundlage, 
abgesehen von den täglichen Ver-
kehrsbedürfnissen ihrer Einwohner, 
des regionalen Tourismus. Der Staats-
rat resp. dessen Che#eamten denken 
aber nicht daran, darin eine touristi-
sche Ausbauchance zu sehen. Es geht 
ihnen vielmehr darum, den Gemein-
den zu nehmen, was sie mit einem 
einseitigen und deshalb untauglichen 
Tourismusgesetz gewonnen haben 
oder meinen, gewonnen zu haben.

Alles Geld 'iesst in das touristisch 
praktisch zerstörte Tal oder in wenige 

Grossdestinationen. Eine zukunfts-
weisende touristische Gesamtsicht, 
die alle Kantonsteile fördert, existiert 
nicht.

Weil ich samt Familie seit fast 50 
Jahren in Unterbäch wohne und dort 
wie in Sitten Steuern und immer 
steigende Gebühren bezahle, weiss ich 
um den Wert der Schattenberge. 
Turtmann ist der westliche, Visp der 
östliche Eingang in diese perfekte 
Landschaft für Sportler und Familien 
mit Kindern. Aus eigener Kraft werden 
es die leider zu oft zerstrittenen Ge-
meindebehörden nicht scha"en, diese 
Region zu entwickeln. Viele gute 
Ansätze sind vorhanden. Müssen sie 
aber die teure Kantonsstrasse künftig 
selbst erhalten, wird kein Geld mehr 
für grosse Initiativen vorhanden sein.

Zum Teil sind die Oberwalliser mit 
ihren Grossräten und deren Supplean-
ten selbst daran schuld. Welcher 
Staatsrat setzt sich wirklich für die 
Belange des Oberwallis ein?

Von Roten und Steiner hiessen die 
Oberwalliser, die einmal das Baude-
partement in Sitten führten. Sie wur-
den von ihrer eigenen Partei, der CVP, 
kaltgestellt. Es folgten ihnen die 
Unterwalliser Bornet, Rey-Bellet und 
Melly. Was kann man da erwarten?

Die früher sehr wichtigen Organisatio-
nen zur Förderung des Tourismus, wie 
der Walliser Verkehrsverband, der 
noch Tourismuspolitik betrieb, Pro 
Sempione und der Verband der Ober-
walliser Verkehrsinteressenten (VOV), 
sind sanft entschlafen. Von den Nach-
folgern hört man nichts mehr. Die 
alten Kämpen wie Herbert Volken und 
Pius Rieder, o"ensichtlich erlahmt, 
dämmern dahin. Es sei ihnen gegönnt.

Aber wo ist der Nachwuchs? Die 
Unterwalliser haben in den Departe-
menten alle Schlüsselstellen besetzt. 
Ihre Perspektive heisst Lausanne-
Genf-Paris. Die Oberwalliser sollen 
sehen, wie sie mit sich fertigwerden. 
Sie zahlen Steuern und sind so frech, 
dafür auch noch Leistungen vom Staat 
zu erwarten. Das fordern nicht einmal 
die Deutschschweizer mit ihren Hun-
derten von Millionen, die sie dem 
Kanton jedes Jahr schenken.

Die Oberwalliser sind mit einer Neu-
verteilung der Strassenlasten in Sitten 

immer wieder gescheitert. Daraus 
lässt sich nur eines lernen: Weil man 
die Unterwalliser nicht ändern kann, 
sind alle Oberwalliser aufgerufen, in 
Sitten an einem Strang zu ziehen, um 
die Zukunft des östlichen Kantonsteils 
zu sichern. Ohne echte Freunde im 
Unterwallis geht das nicht.

In Sitten werden Millionen von Fran-
ken in die Entwicklung neuer Batte-
rien gesteckt. An diesem Traum ist 
schon der Uhren-Milliardär Nicolas G. 
Hayek samt seinen Kindern geschei-
tert. Die Chinesen, die Südkoreaner 
und die Amerikaner sind darin nicht zu 
schlagen. Diese Millionen fehlen im 
Oberwallis.

Was tut Valais/Wallis Promotion? 
Nichts, denn ihre Subventionen 'ies-
sen vom Staat. Was tun die Oberwalli-
ser Gemeinden? Auch nichts, denn sie 
sind zu abhängig von der kantonalen 
Hauptstadt. Was tut Thomas Egger 
von der Arbeitsgemeinschaft für die 
Berggebiete? Ist er Manns genug, nicht 
nur die Städter, sondern auch seine 
eigene Regierung aufzuwecken?

Ohne guten Zugang für den Strassen-
verkehr werden die Gemeinden in den 
Schattenbergen absterben. Das gilt 
auch für andere betro"ene Regionen. 
Ohne die Hilfe des Kantons, der dort 
eine moderne Strasse baut und auch 
unterhält, wie sie die Österreicher und 
die Bayern längst haben, bleibt Touris-
musförderung ein leeres Wort. Damit 
sich das ändert, müssen die Che#e-
amten und Staatsräte in Sitten eine 
Neubewertung vornehmen und die 
Oberwalliser auch.

Im Rausch des Lonza-Goldes gerät in 
Vergessenheit, dass der Kanton seine 
Substanz im oberen Kantonsteil aus-
bauen und verteidigen muss, gerade 
die touristische Substanz. Wer abbaut 
oder sich davonschleichen will, wurde 
früher Landesverräter genannt. Ihm 
drohte die Matze.

Kolumne

Aus dem Rahmen  
gefallen
Es gibt viele Gründe, das unsägliche 
Institutionelle Rahmenabkommen 
mit der Europäischen Union abzuleh-
nen. Ein zentraler Grund sind die 
Regeln über staatliche Beihilfen. 
Dieser Punkt wird in der schweizeri-
schen Ö"entlichkeit kaum diskutiert. 
Das liegt wohl einerseits daran, dass 
die Schweiz selber kein vergleichba-
res Regelwerk kennt. Und zum 
anderen dürfte es daran liegen, dass 
sich die staatlichen Beihilfen nicht 
auf ein explizites und in Stein ge-
meisseltes Gesetz beziehen, sondern 
auf Regeln («Sekundärrecht»), die 
durch die EU-Kommission und die 
Rechtsprechung laufend angepasst 
werden. 

Die EU-Kommission verfolgt mit 
den Regeln über staatliche Beihilfen 
ein klares Ziel: Förderung der freien 
Marktwirtschaft und Beseitigung 
von Wettbewerbsverzerrungen. 
Wohin dieses dogmatische Streben 
nach Wettbewerb führt, dafür steht 
symbolisch der Zusammenbruch 
der Eisenbahnen in Grossbritan-
nien. Vermutlich war das mit ein 
Grund, weshalb sich eine Mehrheit 
der britischen Bevölkerung für den 
Brexit aussprach. Die Schweiz hat 
ein völlig anderes Staatsverständnis. 
Sie ist darauf bedacht, allen Bevöl-
kerungsteilen die Chancengleich-
heit zu gewähren. Ausgleich statt 
Wettbewerb. Dafür investiert sie 
auch viel Geld. Diese Massnahmen 
sind in der Schweiz demokratisch 
abgestützt, meist durch Volksent-
scheide. Die Bürokraten der EU-
Kommission in Brüssel jedoch 
fürchten Volksentscheide wie der 
Teufel das Weihwasser. 

Laut Entwurf des Institutionellen 
Rahmenabkommens beziehen sich 
die Beihilferegeln nur auf das Luft-
verkehrsabkommen sowie alle 
zukünftigen Abkommen. Doch in 
vorauseilendem Gehorsam werden 
jetzt schon alle Massnahmen zur 
Förderung der Wasserkraft darauf 
geprüft, ob sie mit den Regeln über 
die staatlichen Beihilfen kompatibel 
sind. Sollte eines Tages zudem ein 
Dienstleistungsabkommen dazu-
kommen, so würde das mit grösster 
Wahrscheinlichkeit das Ende der 
Staatsgarantien für die Kantonal-

banken und der Mehrheitsbeteili-
gungen des Bundes an Post, SBB 
und Swisscom bedeuten. 

Mit der Unterzeichnung des Rah-
menabkommens wäre die Schweiz 
verp'ichtet, eine neue unabhängige 
Behörde für die Prüfung der staatli-
chen Beihilfen aufzubauen. Alle 
staatlichen Beihilfen müssten in 
Zukunft dieser Behörde gemeldet 
werden. Konkret: Eine von der 
Gemeinde X geförderte Ansiedlung 
eines neuen Unternehmens müsste 
der neuen nationalen Behörde 
gemeldet werden. Diese entscheidet 
abschliessend, ob die Förderung 
zulässig ist oder nicht. Dabei müsste 
sie die gleichen Regeln wie die EU 
anwenden. Dieser Prozess wider-
spiegelt typisch die Brüsseler Denk-
haltung, in der die Macht bei der 
Verwaltung und nicht bei der Politik 
konzentriert ist. Sie ist in keiner Art 
und Weise kompatibel mit dem 
schweizerischen Staatsverständnis. 

Bundesrat Cassis hat bis jetzt den 
Reset-Knopf nicht gefunden. Unklar 
ist, wie ernsthaft er ihn wirklich 
gesucht hat. Selbst Teile seiner 
eigenen FDP stellen sich inzwischen 
gegen das Rahmenabkommen. 
Dieses Rahmenabkommen ist de%ni-
tiv aus dem Rahmen gefallen. Nach-
verhandlungen im kosmetischen 
Bereich ändern daran kaum etwas. 
Ehrlicher wäre ein wirklicher Neu-
start, bei dem sich Schweiz und EU 
auf gleicher Augenhöhe gegenüber-
stehen und gegenseitig respektieren. 

Thomas Egger
Direktor Schweizerische Arbeits-
gemeinschaft für die Berggebiete 

Klaus Stöhlker
Doyen der Schweizer  
PR-Branche 

50 Jahre Frauenstimmrecht 

Von Unterbäch bis zum Staubsauger der ersten Ständerätin
Am Sonntag vor 50 Jahren 
haben die Schweizer Männer 
dem Frauenstimmrecht zuge-
stimmt. Natürlich war dieses 
Land mit seiner viel gelobten 
Demokratie viel zu spät dran 
mit der Einführung dieses 
fundamentalen Grundrechts. 
Und trotzdem: Es war ein demo-
kratischer Prozess, der Ende der 
1950er-Jahre in Unterbäch 
seinen Lauf nahm und Anfang 
der 1990er im Appenzell seinen 
kramp/ aften Abschluss fand. 

Heute blicken wir selbstgefäl-
lig zurück auf dieses wenig 
glorreiche Kapitel der Schwei-
zer Geschichte. Immer mit 
dem vorwurfsvollen Ton, 

wonach unsere Vorfahren doch 
Hinterwäldler waren. Aus der 
heutigen Sicht mag das stim-
men. Und eine kritische Auf-
arbeitung ist erwünscht. 

Gleichzeitig vergisst man allzu 
oft den historischen Kontext 
oder die Eigenheiten der 
Schweizer Demokratie. Deren 
Regeln besagten – so abstrus 
das heute klingt –, dass die eine 
Hälfte der Bevölkerung über 
das Recht der anderen Hälfte 
zu entscheiden hatte. Das ist 
wie beim Ständemehr, an dem 
die Konzernverantwortungs-
initiative gescheitert ist. Um 
das Ständemehr abzuscha"en, 
bräuchte es ein… Ständemehr. 

Die Welt ist ein komplexer 
Ort. Ideologien vereinfachen 
uns dabei die Sicht auf die 
Dinge. Leider verkommt auch 
der berechtigte Kampf um  
die Gleichstellung zu einem 
plumpen Kampf um Macht 
und Deutungshoheit. Die 
Männer und Frauen, die 
heute am lautesten das Lied 
der Gleichberechtigung 
trällern, sind die gleichen, die 
sich bei den Ständeratswah-
len 2019 am meisten über die 
Staubsauger-Aussage von 
Marianne Maret enerviert 
haben. Ein ganz normaler Akt 
des Alltagslebens verkam zu 
einem Sakrileg. Auch solche 
Shitstorms können mit ein 

Grund sein, warum Frauen 
weniger Bock haben auf 
Politik. 

Der Kanton Wallis wird ab 
Mai mit grosser Wahrschein-
lichkeit nur noch von Män-
nern regiert. Das ist bedauer-
lich. Alle Parteien haben es 
verpasst, konkurrenzfähige 
Kandidatinnen aufzubauen. 
Im Teilnehmerfeld für die 
Grossratswahlen ist der Anteil 
der Frauen indes gestiegen. 
Das ist erfreulich. Und man 
möchte meinen, dass ihre 
Wahlchancen intakt sind, 
zumal die Hälfte der Wählen-
den ja seit 50 Jahren Frauen 
sind. 

Ganz so einfach ist es aber 
auch hier nicht. Frauen stim-
men und wählen – genau  
wie Männer auch – nach den 
unterschiedlichsten Krite- 
rien. Wegen persönlicher 
Präferenzen, andere wegen 
der Partei. Man wählt die 
Kollegin, die man mag,  
und die andere nicht, weil  
ihre Nase einem nicht  
passt. 

Den Frauen nun jeden Tag 
einzubläuen, dass sie sich mit 
anderen Frauen solidarisch 
zeigen und ihre Wahl vor allem 
nach dem Kriterium Ge-
schlecht tre"en sollen, kommt 
einer Bevormundung gleich 

und hat mit Gleichberechti-
gung wenig zu tun. 

Das Jubiläum des Frauen-
stimmrechts sollte uns vor 
allem eins sagen: Die Frauen 
sind völlig frei, mit ihrem 
Stimm- und Wahlrecht zu 
machen, was auch immer sie 
wollen. 

David Biner (dab)
d.biner@walliserbote.ch


